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Große Anfragen 


a) der Fraktionen der SPD, FDP 

betr. Sicherheitspolitik der Bundesregierung 

— Drucksache VI/1779 — 

b) der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksache VI/1931 — 


Fragestellung 

I. Fragen der Fraktionen der SPD, FDP 

1. Mit welchem Ziel und in welchem Maße beein- 
flussen die Umstrukturierungen der Bundesregie- 
rung im Verteidigungsbereich, insbesondere auf 
den Gebieten der Rüstung und der Truppenfür- 
sorge, die Kampfkraft der Bundeswehr und ihre 
Rolle im Bündnis 

a) bei den Umschichtungen im Einzelplan 14 des 
Bundeshaushalts, 

b) bei Streichungen einiger in der Rüstungspla- 
nung früherer Bundesregierungen ursprüng- 
lich vorgesehener Vorhaben? 

2. In welcher Weise will die Bundesregierung die 
Effektivität der Bundeswehr steigern und ihr 
inneres Gefüge verbessern, insbesondere in den 
Bereichen 

a) Personalwesen, 

b) Bildungs- und Ausbildungswesen, 

c) Wehrgerechtigkeit? 

3. Welchen Zielen dienen die von der Bundesregie- 
rung vorgenommenen Veränderungen 

a) in der Verteilung der Verantwortlichkeit 
innerhalb der Streitkräfte, 

b) in den Verfahren und in der Organisation des 
Rüstungsbereichs, 

c) in der Gesamtstruktur des Bundesministeriums 
der Verteidigung? 

4. Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung bei 
ihrer militärischen Zusammenarbeit mit den Re- 
gierungen der mit uns in der NATO verbündeten 
Staaten und welchen Stand hat diese Zusammen- 
arbeit gegenwärtig erreicht? 

Begründung 

Bundeskanzler Willy Brandt hat in seiner Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 eine Fort- 


setzung der bisherigen Sicherheitspolitik „in und 
gegenüber dem Bündnis" angekündigt. Das Weiß- 
buch 1970 sowie die NATO-Ministerratstagungen in 
Rom (Mai 1970) und Brüssel (Dezember 1970) haben 
seither neue sicherheitspolitische Perspektiven er- 
öffnet. Deshalb halten wir es für erforderlich, daß 
die Bundesregierung den Stand ihrer Überlegungen 
und Maßnahmen zur Verbesserung unserer Sicher- 
heit zusammenhängend und detailliert darlegt. 


II. Fragen der Fraktion der CDU/CSU 

A. Bündnis 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die global 
angelegte politische und militärische Strategie 
der Sowjetunion und des Warschauer Paktes? 

2. Wie hat sich das militärische Potential des War- 
schauer Paktes und das der Nordatlantischen 
Verteidigungsgemeinschaft seit 1965 entwickelt? 
Mit welcher Entwicklung dieses Potentials ist bis 
1975 zu rechnen? Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung diese Entwicklung? Welche Folgerungen 
zieht sie heraus? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung das Kräfte- 
verhältnis zwischen den USA und der Sowjet- 
union im nuklearen Bereich? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige 
Bedeutung der konventionellen Kräfte im Bünd- 
nis? Ist sie der Auffassung, daß die europäischen 
Partner der NATO einen stärkeren Beitrag im 
konventionellen Bereich leisten müssen? Welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus 
für die Zahl und die Ausrüstung der assignierten 
Verbände der Bundeswehr? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung den Zusam- 
menhang zwischen der deutschen Ostpolitik und 
unserer Politik der westlichen Sicherheit ange- 
sichts der Diskrepanz zwischen den Entspan- 
nungsbemühungen dieser Ostpolitik und den lau- 
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fenden Verstärkungen des militärischen Poten- 
tials der Warschauer-Pakt-Staaten? 

6. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse und An- 
haltspunkte darüber gewonnen, daß die Sowjet- 
union konkrete, dauerhafte und den Frieden 
sichernde Entspannung vor allem in Europa will? 
Wenn ja, welche? Hat die Sowjetunion die An- 
gebote der NATO, in Gespräche über ausgewo- 
gene Truppenreduzierung in Europa einzutreten, 
bisher ermutigend beantwortet? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, substantielle 
Änderungen gegenüber der von den vorher- 
gehenden Regierungen konzipierten und prakti- 
zierten Sicherheitspolitik vorzunehmen? 

8. Unter welchen Voraussetzungen ist die Bundes- 
regierung bereit, auf den sowjetischen Vorschlag 
einer sogenannten „Europäischen Sicherheitskon- 
ferenz" einzugehen? 

B. Bundeswehr 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Personal- 
lage im Hinblick auf Umfang, Einsatzbereitschaft 
und Kampfkraft der Bundeswehr? Wie beurteilt 
sie insbesondere die Situation bei den länger- 
dienenden Soldaten 

a) Mannschaften 

b) Unteroffiziere 

c) Offiziere 

in den einzelnen Teilstreitkräften? 

2. Bleibt es bei der derzeitigen mittelfristigen 
Finanzplanung für den Verteidigungsbereich 
oder ist mit Veränderungen zu rechnen? Wenn ja, 
mit welchen? 


3. Wie wirken sich die kostenwirksamen Maßnah- 
men zur Verbesserung der Wehrgerechtigkeit so- 
wie in den Bereichen der Fürsorge, des Bildungs- 
und Personalwesens und der Infrastruktur auf die 
mittelfristige Finanzplanung bis zum Jahre 1975 
aus? Welche der angekündigten Maßnahmen 
sind noch nicht verwirklicht? 

4. Welche Auswirkungen hat die unter Nr. 2 und 3 
erfragte Entwicklung der Finanzplanung auf die 
Investitionen und die laufenden Ausgaben für 
die Ausrüstung und Bewaffnung der Bundeswehr 
in den nächsten 5 Jahren und auf ihr Verhältnis 
zueinander? 

5. Kann nach der gegenwärtigen Umorganisation 
des Heeres die Strategie der Vorneverteidigung 
beibehalten werden? 

6. Wann ist mit der Vorlage des neuen Marine-Kon- 
zepts zu rechnen? 

7. Welche der angekündigten Baumaßnahmen wer- 
den im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung verwirklicht? 

Begründung 

Den Bemühungen des Westens um Entspannung 
stehen die wachsenden Rüstungsanstrengungen der 
Sowjetunion und des Warschauer Paktes gegenüber. 
Angesichts dieser Lage ist die CDU/CSU-Fraktion 
der Auffassung, daß die ungeschmälerte Verteidi- 
gungsbereitschaft und -fähigkeit des Westens er- 
halten bleiben muß, wenn die Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland gewahrt werden und Entspan- 
nungsbemühungen Erfolg versprechen sollen. Aus 
diesem Grunde fragen wir nach der Entwicklung der 
Kampfkraft und Einsatzbereitschaft der Bundeswehr. 


Antwort der Bundesregierung 


Die Großen Anfragen der Fraktionen der SPD und 
FDP und der CDU/CSU geben der Bundesregierung 
Gelegenheit, dem Deutschen Bundestag ihre Sicher- 
heitspolitik darzustellen. Die Bundesregierung gibt 
die nachstehende Antwort auf der Grundlage, wie 
sie sich weitgehend bereits im Weißbuch 1970 und 
in den Beschlüssen des Bündnisses vom Dezember 
1970 und in der Antwort der Bundesregierung vom 
26. Januar 1971 auf die Große Anfrage der Frak- 
tionen der SPD und FDP (Drucksache VI/1728) doku- 
mentiert hat. 


I. Die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland 

(Antwort auf die Frage 4 der Fraktionen der SPD, 
FDP sowie auf die Fragen A. 1 bis 8 und B. 5 bis 6 
der Fraktion der CDU/CSU) 

Die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
land geht von der Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 aus. Sie trägt zur Sicherung des Friedens 
in Europa bei und damit zur Sicherheit des eigenen 
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Landes. Die Bundesregierung nimmt die Verpflich- 
tungen sehr ernst, die sie als Partner im Bündnis 
übernommen hat. Dazu gehört wesentlich auch die 
Sorge um die Soldaten und die zivilen Mitarbeiter 
der Bundeswehr. Im Bündnis leisten wir unseren 
militärischen Beitrag zum Gleichgewicht der Kräfte 
mit der Bundeswehr. 

Die Bundesregierung stellt fest; 

(1) Das westliche Bündnis ist für unsere Sicherheit 
und für die Sicherheit unserer Partner unerläßlich. 

(2) Die Aufrechterhaltung des globalen Gleichge- 
wichts der Kräfte bleibt notwendig. Dazu muß in 
Europa ein ausreichendes Gegengewicht zum mili- 
tärischen Potential der Sowjetunion und des War- 
schauer Paktes erhalten bleiben. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland leistet einen angemessenen Bei- 
trag. 

(3) Die substantiell ungeschmälerte Präsenz der 
Vereinigten Staaten in Europa ist Voraussetzung 
für einen stabilen Frieden in Europa, solange eine 
Einigung über beiderseitige ausgewogene Truppen- 
verminderungen nicht erreicht ist. 

(4) Die europäischen NATO-Partner verstärken 
ihre militärische Zusammenarbeit weiter, um die 
Verteidigungsfähigkeit zu erhalten. 

(5) Die Bemühungen um Entspannung und die An- 
strengungen für Verteidigung sind nicht voneinan- 
der zu trennen. 

(6) Die Bundesregierung erhält und verbessert die 
Kampfkraft der Bundeswehr durch Umgestaltung 
und Modernisierung. 

Das Kräfteverhältnis 

Das strategische Gleichgewicht besteht fort. Die So- 
wjetunion verstärkt seit Jahren die Bemühungen, 
ihr strategisches Potential zu vermehren und zu 
verbessern. Die Regierung der Vereinigten Staaten 
orientiert ihre Sicherheitspolitik an den Kriterien 
der Hinlänglichkeit und der Haltung der Fähigkeit, 
als Antwort auf einen nuklearen Angriff einen aus- 
reichenden nuklearen Gegenschlag führen zu kön- 
nen. Das Bündnis zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten bleibt für die Glaubwürdigkeit 
der Abschreckung, also für die Verhütung des Krie- 
ges unerläßlich. Beide Weltmächte verhandeln in 
Helsinki und Wien über eine Begrenzung der stra- 
tegischen Waffen (SALT) *). Die Bundesregierung 
begrüßt diese Bemühungen. Sie hofft, daß sie zu 
einem positiven Ergebnis führen. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU vom 
1. Juni 1970 (Drucksache VI/878) ausführlich die Ent- 
wicklung des militärischen Potentials des War- 
schauer Paktes und der Nordatlantischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft seit 1965 behandelt. Sie tat dies 
auch im „Weißbuch 1970". Seither haben sich we- 
sentliche Veränderungen nicht ergeben. Es ist davon 
auszugehen, daß das militärische Potential des War- 


*) SALT = Strategie Arms Limitation Talks 
AD 70 — Alliance Defence in the Seventhies 


schauer Paktes auch in Zukunft erhalten, moderni- 
siert und in bestimmten Bereichen weiter verstärkt 
wird. Gemeinsam mit ihren Verbündeten beobachtet 
die Bundesregierung die Entwicklung dieses Poten- 
tials aufmerksam. Sie weiß, daß ein ausreichendes 
militärisches Gegengewicht erhalten bleiben muß 
— nicht nur um Krieg zu verhüten, sondern auch 
um eine Schmälerung der politischen Entscheidungs- 
freiheit der Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
Verbündeten zu verhindern. 

Die NATO verabschiedete im vergangenen Jahr 
einen Bericht über die „Verteidigungspolitik der 
Allianz in den siebziger Jahren" (AD 70) *"'), Die 
europäischen Partner in der NATO beschlossen ein 
Programm, das ihre Verteidigungsmaßnahmen ko- 
ordiniert und die Gesamtverteidigung verstärkt. 

Was das Bündnis als Ganzes beschlossen hat, wirkt 
sich auch auf die Entscheidungen der Bundesregie- 
rung aus. Sie beteiligt sich nicht nur an den Ent- 
scheidungen des Bündnisses, sie orientiert auch ihre 
eigenen Verteidigungsanstrengungen und damit die 
Entwicklung der Bundeswehr an diesen Kriterien. 
Dies macht die defensive Aufgabenstellung der Bun- 
deswehr deutlich. 

So entspricht beispielsweise die neue Heeresstruktur 
den Forderungen der gemeinsamen Strategie der 
flexiblen Reaktion und dem Ziel der Vorneverteidi- 
gung durch eine stärkere Betonung der konventio- 
nellen Bewaffnung. 

Gleichfalls wird die in den siebziger Jahren an- 
stehende Umrüstung der fliegenden Verbände der 
Luftwaffe diesen Gesichtspunkten voll Rechnung 
tragen. 

Die Bundesregierung muß die Veränderungen im 
maritimen Bereich — hervorgerufen durch stärkere 
Aktivität der Sowjetunion auf den Meeren — eben- 
falls in ihre Politik einbeziehen. Die Konsequenzen 
werden Auswirkungen für die Bundesmarine haben. 
Die Entwicklung eines neuen Marine-Konzepts wird 
im Laufe dieses Jahres abgeschlossen werden. 

Die Bundesrepublik und das Bündnis 

Die Mitglieder der Nordatlantischen Allianz haben 
ein gemeinsames Sicherheitsbedürfnis. Die NATO 
ist ein Bündnis souveräner Staaten. Die politische 
und militärische Zusammenarbeit in der NATO ba- 
siert auf dem Ausgleich der Interessen. 

Die enge Zusammenarbeit hat sich im Jahre 1970 
erneut bewährt. Die Allianz faßte weitreichende 
Beschlüsse — besonders auf den Ministertagungen 
im Mai in Rom und im Dezember in Brüssel. Hierzu 
haben die europäischen Verteidigungsminister in 
der Eurogroup einen wesentlichen Beitrag geleistet. 
Das Bündnis erzielte in allen wesentlichen Fragen 
Übereinstimmung. 

(1) Die Allianz hat die Entwicklung der Ost-West- 
Beziehungen geprüft. Sie unterstützt die Verstän- 
digungspolitik der Bundesregierung gegenüber Ost- 
europa und begrüßt die zwischen der Bundesrepublik 
und der Sowjetunion sowie der Volksrepublik 
Polen Unterzeichneten Verträge als Beitrag zur Min- 
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derung der Spannungen in Europa — nämlich als 
modus vivendi bis zu einem endgültigen Friedens- 
vertrag. Die Bundesregierung betrachtet ihre 
Deutschland- und Ostpolitik als Teil der Bemühun- 
gen der Allianzpartner um eine Politik der Entspan- 
nung in Europa. Sie weiß, daß Entspannungspolitik 
die Fortführung der Verteidigungsbemühungen vor- 
aussetzt. Diese Politik entspricht der Konzeption 
des Harmel-Berichtes, der von den NATO-Außen- 
ministern im Dezember 1967 angenommen und in 
der Substanz von der Allianz seither immer wieder 
bekräftigt wurde. Der Bericht legt fest, daß Ent- 
spannung und Verteidigung einander ergänzen müs- 
sen, um den Frieden in Europa zu sichern. 

(2) Die NATO erzielte erneut volle Übereinstim- 
mung über die Kriterien, die bei einer Regelung der 
Lage in und um Berlin beachtet werden müssen. 
Sie stellte klar, daß eine solche Regelung Voraus- 
setzung für multilaterale Kontakte und Sondie- 
rungen mit den interessierten Regierungen über eine 
Konferenz zur Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa ist. 

(3) Die Notwendigkeit der Präsenz amerikani- 
scher Streitkräfte in Europa wurde bekräftigt. Prä- 
sident Nixon schrieb in einem Brief an die Minister- 
tagung der NATO Anfang Dezember: „Wir sind uns 
darin einig, daß die konventionellen Streitkräfte der 
NATO nicht nur beibehalten, sondern in bestimmten 
entscheidenden Bereichen verstärkt werden müssen. 
Vorausgesetzt, daß unsere Verbündeten ähnlich 
handeln, werden die Vereinigten Staaten ihre eige- 
nen Streitkräfte in Europa beibehalten und verbes- 
sern und werden sie nicht verringern, sofern un- 
sere Gegner keine entsprechende Gegenleistung er- 
bringen." Damit hat Präsident Nixon in Überein- 
stimmung mit allen Regierungen der verbündeten 
Staaten einseitige Truppenverminderungen abge- 
lehnt. 

(4) Die bisherige NATO-Strategie der Abschrek- 
kung und Verteidigung, die aus der flexiblen Reak- 
tion und der Vorneverteidigung besteht, ist weiter- 
hin notwendig und gültig. Auch in Zukunft wird sie 
eine zweckdienliche Mischung aus nuklear und kon- 
ventionell ausgerüsteten Streitkräften erfordern. 
Die Abstimmung über die mit dem Einsatz nuklearer 
Waffen verbundenen Fragen machte Fortschritte. 

(5) Die Minister der am integrierten Verteidi- 
gungsprogramm der NATO beteiligten Länder ver- 
abschiedeten den Bericht „AD 70". Sie stellten fest, 
„daß die sowjetische militärische Stärke über die 
Gewährleistung der Sicherheit der Sowjetunion hin- 
aus stetig wächst und einen eindrucksvollen Rück- 
halt für die weitreichende Geltendmachung sowje- 
tischen Einflusses und sowjetischer Präsenz darstellt, 
wobei sie immer wieder Fragen hinsichtlich der 
damit verbundenen Absichten aufwirft. Die mittel- 
baren und unmittelbaren Verteidigungsausgaben 
der Sowjetunion sind von 1965 bis 1969 real jedes 
Jahr um durchschnittlich fünf bis sechs Prozent er- 
höht worden, und alle Anzeichen deuten darauf hin, 
daß die Sowjetunion ihre Stärke immer weiter er- 
höht." Die Minister entschieden deshalb, der Ver- 
besserung der konventionellen Kampfkraft der 


NATO in den siebziger Jahren Priorität einzuräu- 
men. 

(6) Die europäischen Verteidigungsminister be- 
schlossen ein europäisches Verstärkungsprogramm 
zur NATO- Verteidigung (EDIP) *). Die fortdauernde 
amerikanische Präsenz in Europa wird damit er- 
leichtert. EDIP ist auch ein bedeutender Fortschritt 
in der militärischen Zusammenarbeit der europäi- 
schen Bündnispartner. Das europäische Verstär- 
kungsprogramm erstreckt sich über fünf Jahre und 
umfaßt außer Maßnahmen im nationalen Bereich 
unter anderem die Verbesserung des NATO-Fem- 
meldewesens und den Bau von Schutzanlagen auf 
Flugplätzen, Es kostet etwa 3,6 Milliarden DM. Die 
Bundesrepublik wird davon etwas mehr als 1,7 Mil- 
liarden DM tragen. Das sind zusätzliche Leistungen, 
die zum größeren Teil :im Finanzplan beim Einzel- 
plan 60 berücksichtigt sind. Ein solches europäisches 
Zusatzprogramm hat es im Bündnis bislang nicht ge- 
geben. Es stellt einen wichtigen Fortschritt auf dem 
Wege zu einer stärkeren europäischen Identität in- 
nerhalb der Allianz dar und ist von großer Bedeu- 
tung für die Aufrechterhaltung der amerikanischen 
Truppenpräsenz in Europa. 

(7) Die Allianz strebt beiderseitige und ausge- 
wogene Truppenverminderungen (MBFR) **) in Mit- 
teleuropa an. Sie hat 1968 und erneut 1970 alle in- 
teressierten Staaten zu einer politiven Einstellung 
gegenüber den westlichen Vorschlägen auf gefordert. 
Die Studien über die damit verbundenen Fragen 
machen weitere Fortschritte. Die Bundesrepublik 
beteiligt sich aktiv an diesen Allianz-internen Be- 
mühungen. Das Bündnis hält beiderseitige ausge- 
wogene Truppenverminderungen für ein geeignetes 
Mittel, die militärische Konfrontation in Europa ab- 
zubauen und auch auf diese Weise die Spannungen 
zu verringern. Die Mitglieder des Warschauer Paktes 
haben in ihren bisherigen Reaktionen lediglich die 
Möglichkeit einer Diskussion der Frage der Vermin- 
derung ausländischer Streitkräfte auf dem Gebiet 
europäischer Staaten erwähnt. 

(8) Die Bundesregierung prüft gemeinsam mit 
ihren Verbündeten die Möglichkeit, eine Konferenz 
oder eine Reihe von Konferenzen über die Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa einzuberufen. 
Ihrerseits hält sie multilaterale Kontakte zwischen 
den interessierten Regierungen über solch eine 
Konferenz auf jeden Fall erst dann für möglich, 
wenn die Berlin-Gespräche einen befriedigenden 
Abschluß gefunden haben. Eine Konferenz über 
Sicherheit ohne ein Behandlung der Frage beider- 
seitiger ausgewogener Truppenverminderung würde 
einen wesentlichen Problemkreis, nämlich die mili- 
tärische Konfrontation und ihre Folgen, außer acht 
lassen. Die Bundesregierung hält eine angemessene 
Behandlung dieses Themas auf Zusammenkünften 
über die Sicherheit Europas für unerläßlich. 

(9) Die Entwicklung im Mittelmeerraum gibt 
Grund zur Besorgnis. Die Allianz hält erhöhte 
Wachsamkeit für unerläßlich. Ebenso sorgfältig wird 


*) EDIP = European Defence Improvement Program 
*") MBFR = Mutual Balanced Force Reductions 
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die Entwicklung an der Nordflanke der NATO be- 
obachtet. 

Die 1970 im Bündnis erzielten Ergebnisse entspre- 
chen den unmittelbaren Interessen der Bundesrepu- 
blik. Die Bundesregierung war an ihrem Zustande- 
kommen aktiv und teilweise initiativ beteiligt. Sie 
hält an den im Bündnis entwickelten Grundsätzen 
für die gemeinsame Sicherheitspolitik fest. Die Bun- 
desregierung hat nicht die Absicht, substantiell die 
von vorhergehenden Bundesregierungen konzipierte 
und praktizierte Sicherheitspolitik zu verändern. 

Die Zusammenarbeit im Bündnis erstreckte sich 
nicht allein auf die Tätigkeit der NATO und der 
europäischen Gruppe. Auch die bilaterale Zusam- 
menarbeit zwischen den Partnern wurde intensi- 
viert. Ein neues Devisenausgleichsabkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Groß- 
britannien ist soeben abgeschlossen worden. Ent- 
sprechende Verhandlungen mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten haben begonnen. Die Zusam- 
menarbeit auf dem Rüstungssektor wurde fortge- 
setzt, vor allem mit den Vereinigten Staaten, aber 
auch mit Frankreich, das nach den Vereinigten Staa- 
ten in der Rüstung der wichtigsten Partner 
der Bundesrepublik ist, sowie mit Großbritan- 
nien und anderen Bündnispartnern. Die militärische 
Zusammenarbeit mit Frankreich, das an der mili- 
tärischen Integration des Bündnisses nach wie vor 
nicht teilnimmt, weist positive Tendenzen auf. 


11. Zur Bundeswehr 

Die Bundesregierung erhält die Kampfkraft der 
Bundeswehr und verbessert sie. Soldaten und Waf- 
fen bestimmen gleichermaßen die Kampfkraft. 
Rüstung verfehlt ihren Zweck, wenn die Bereit- 
schaft der Soldaten zum Dienst durch Mangel an 
Fürsorge beeinträchtigt wird, und wenn die Streit- 
kräfte nicht attraktiv genug sind, um hinreichend 
Freiwillige zu gewinnen. 


Umschichtung 

(Antwort auf die Frage 1 der Fraktionen der SPD, 
FDP und auf die Fragen B. 2 und 4 der Fraktion der 
CDU/CSU) 

Die Bundesregierung sieht in der angespannten 
Personallage bei den längerdienenden Soldaten das 
entscheidende Problem. Daher entschloß sie sich zu 
den im Weißbuch 1970 angekündigten Maßnahmen, 
die nach ihrer Überzeugung dazu beitragen, 

1. die Personalstruktur zu verbessern, 

2. den Dienst in den Streitkräften attraktiver zu 
machen, 

3. das innere Gefüge der Bundeswehr zu festigen, 

4. die Truppenfürsorge zu verstärken. 

Damit wird die Kampfkraft der Bundeswehr ver- 
bessert. 


Die für diese Maßnahmen notwendigen Finanz- 
mittel waren ursprünglich im Entwurf zum Haus- 
haltsplan 1970 und in der 1970 fortgeschriebenen 
mittelfristigen Finanzplanung nicht vorgesehen. Sie 
konnten durch Umschichtung innerhalb des Ver- 
teidigungshaushalts gewonnen werden. 

Für die Umschichtung boten sich einige Rüstungs- 
projekte an, die bisher im Rüstungsplan und in der 
Mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 
Die Projekte, die sich bei kritischer Überprüfung 
als nicht zwingend notwendig oder geeignet heraus- 
stellten, wurden aus der Planung herausgenommen. 

Das Beschaffungsprogramm wurde zu einem Teil 
zeitlich gestreckt. Einige Projekte wurden in ihrem 
Umfang verändert, zum Beispiel 

— MRCA (Multi Role Combat Aircraft) 

— Radspähpanzer 

— Lkw 6X6, gepanzert 

— Radfahrzeuge, Folgegeneration (teilweise) 

— Flugzeuge für Vermessung und ECM*)-Aufgaben 

— Waffensystem Pershing 

— Ansätze für Um- und Nachrüstung der fliegen- 
den Waffensysteme 

— Maschinenkanonen 20 mm auf Zwillingslafette. 

In einigen Fällen wurde einfacheren Lösungen für 
militärische Projekte der Vorzug gegeben. So wird 
z. B. der Schützenpanzer HS 30 nicht mehr aus- 
schließlich durch den Schützenpanzer Marder I, son- 
dern zum Teil durch M 113 ersetzt. Die Entwick- 
lung des Kampfpanzers Leopard II ist an die Stelle 
der Entwicklung des Kampfpanzers 70 getreten. Ent- 
fallen sind z. B. der Kampfpanzer 70, die Fregatte 70, 
der Pionier-Panzer Leopard, der Schützenpanzer 
Marder II. 

Hinsichtlich des Kampfpanzers 70 und der Fre- 
gatte 70 war entscheidend, daß finanzieller Aufwand 
und militärische Wirksamkeit nicht mehr in ein ver- 
tretbares Verhältnis zueinander gebracht werden 
konnten. Dieser Sachverhalt hätte ebenso schon 
einige Jahre früher erkannt werden können wie die 
Tatsache, daß der Vorgefundene Rüstungsplan und 
die Vorgefundene Mittelfristige Finanzplanung nicht 
mehr zur Deckung zu bringen waren. 

Die Neuordnung der Rüstungsprogramme ermög- 
lichte es der Bundesregierung, die Weißbuch-Maß- 
nahmen in der vierten Mittelfristigen Finanzplanung 
1970 bis 1974 zu berücksichtigen. So konnten für 
das Jahr 1971 die zusätzlichen Ausgaben für Unter- 
bringung im Kapitel 14 12 veranschlagt werden. Für 
Fürsorge- und Betreuungsmaßnahmen wurden 450 
Millionen DM im Globaltitel 1402/971 99 ausge- 
wiesen. Dieser Titel ist inzwischen durch Beschluß 
des Deutschen Bundestages über den Verteidigungs- 
haushalt 1971 bis auf einen Betrag von 20,2 Millio- 
nen DM aufgelöst und auf die jeweiligen Kapitel 
verteilt worden (Drucksache VI/ 1744 S. 17). 


*) ECM = Electronic Counter Measures; elektronische 
Abwehrmaßnahmen 
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Die Umschichtung der Mittel für Weißbuch-Maß- 
nahmen in den Jahren 1972 bis 1975 bleibt der 
fünften Fortschreibung der Finanzplanung Vorbe- 
halten (vergleiche hierzu Finanzplan des Bundes 
1970 bis 1974, Drucksache WllOl vom 13. September 
1970 S. 43). Die hierfür erforderlichen Mittel werden 
für diesen Zeitraum nicht in einem Globaltitel ver- 
anschlagt, sondern in den Kapiteln und Titeln, bei 
denen die Ausgaben tatsächlich anfallen. 

Die Planungen der Bundesregierung für den Haus- 
halt 1972 und für die in diesem Jahr notwendig 
werdende fünfte Fortschreibung der Mittelfristigen 
Finanzplanung werden nicht zu einer Minderung 
unserer Anstrengungen im Verteidigungsbereich 
führen. Die Bundesregierung mißt den Bündnisver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland und 
ihrer äußeren Sicherheit vitale Bedeutung zu. Un- 
sere Bündnisverpflichtungen und unsere Sicherheit 
werden auch nicht aus finanzwirtschaftlichen Grün- 
den beeinträchtigt werden. Die Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr und ihre Kampfkraft werden nicht 
gemindert. 

Die Bundesregierung hat die NATO im jährlichen 
Bericht über ihre Verteidigungsplanung unter- 
richtet. Alle Allianzpartner haben sich dazu ver- 
pflichtet. Der NATO-Rat bestätigte, daß die Bundes- 
republik Deutschland ihre Verpflichtungen erfüllt. 

Personal 

(Antwort auf die Frage 2 der Fraktionen der SPD, 
FPD und auf die Fragen B. 1 und 3 der Fraktion der 
CDU/CSU) 

r e bisherigen Untersuchungen im Personalbereich 
gaben: 

(1) Der einzelne Soldat muß frühzeitig seine Be- 
rufschancen erkennen können. Dazu müssen die 
Laufbahnen für Berufs- und Zeitsoldaten leistungs- 
orientiert und übersichtlicher geordnet werden. 

Erste Ergebnisse sind erzielt durch; 

a) die Trennung von Unteroffizier- und Mann- 
schaftslaufbahn, 

b) 'die Möglichkeit, als Unterofifizieranwärter ein- 
gestellt zu werden, 

c) (die Verkürzung ider Mindestdienstzeiten für die 
Beförderung zum Leutnant auf 21 Monate und 
zu Unteroffizier auf zwölf Monate, 

d) die Teilnahme aller Unteroffiziere an einer all- 
gem'einen Eignungsfeststellung für eine Über- 
nahme als Offizier oder als Berufssoldat Oider 
für eine Weiterverpflichtung bis zu fünfzehn 
Jahren. 

(2) Das Aufkommen an Offizieranwärtern hat 
sich gegenüber dem Vorjahr leicht gebessert. Das 
Ge samt auf kommen an längerdienenden Mannschaf- 
ten und Unteroffizieren betrug im Jahre 1970 etwa 
53 000 Mann. Diese hohe Zahl ist darauf zurückzu- 
führen, daß sich Soldaten in großem Umfang für 
zwei Jahre verpflichteten (Z 2-'Soldaten). Der An- 
stieg bei den Verpflichtungen geht fast ausschließ- 


lich auf diese Gruppe zurück. Demgegenüber ver- 
ringerte sich die Zahl ider Soldaten mit einer Ver- 
pflichtungszeit von drei (Z 3) und mehr Jahren 
(Z 8, Z 12). Es ist damit zu rechnen, daß sich diese 
Tendenzen in nächster Zeit fortsetzen. Es bleibt ab- 
zuwarten, wie günstig sich die jüngsten Maßnah- 
men und weitere Vorhaben nach Maßgabe (des 
Weißbuches 1970 zur Verbesserung der Personal- 
lage auf das Aufkommen an Zeitsoldaten mit einer 
Verpflichtungszeit von mehr als zwei Jahren aus- 
wirken werden. 

(3) Die ungünstige Altersstruktur und der Mangel 
an Zeitsoldaten bringen ungleiche Aufstiegsmöglich- 
keiten für Berufssoldaten mit sich. Der Haushalt 
1971 stellt Mittel zur Verfügung, um die Soldaten 
entsprechend ihrer Funktionen befördern zu kön- 
nen, insbesondere um den Beförderungsstau bei 
Oberfeldwebeln, Hauptleuten und Majoren zu be- 
heben. Ab 1972 werden weitere Erleichterungen 
möglich sein. Das durchschnittliche Beförderungs- 
alter wird erheblich herabgesetzt werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat zur Unter- 
suchung der Personalstruktur eine Kommission be- 
rufen, in der auch Arbeitswissenschaftler tätig sind. 
Die Kommission wird ihren Bericht im ersten Halb- 
jahr 1971 vorlegen. Die Bundesregierung wird ihre 
Entscheidung über die Empfehlungen des Berichtes 
nach gründlicher Prüfung treffen. 

Bildung und Ausbildung 

(Antwort auf die Frage 2 der Fraktionen der SPD, 
FDP und auf die Fragen B. 3 und 4 der Fraktion der 
CDU/CSU) 

Um die Wirksamkeit und Attraktivität der Streit- 
kräfte auf weite Sicht zu erhöhen, müssen Bildung 
und Ausbildung der Soldaten den Erfordernissen 
der Zukunft gerecht werden. Eine vom Bundes- 
minister der Verteidigung berufene Kommission 
legte ein Rahmenkonzept vor, das seit Dezember 
1970 innerhalb und außerhalb der Bundeswehr dis- 
kutiert wird. Das endgültige Gutachten wird voraus- 
sichtlich im April 1971 vorliegen. Die Bundesregie- 
rung wird ihre Entscheidung nach gründlicher Prü- 
fung des Gutachtens treffen. 

Probleme der Ausbildung und Bildung werden auch 
vom Wissenschaftlichen Institut für Erziehung und 
Bildung in den Streitkräften untersucht. Es berät den 
Bundesminister der Verteidigung und den General- 
inspekteur der Bundeswehr in Fragen der Ausbil- 
dung, Bildung und Erziehung. Gegenwärtig befaßt 
sich das Institut in erster Linie mit der Curriculum- 
forschung für den Gesamtbereich der Aus- und Fort- 
bildung von Offizieren, Unteroffizieren und länger- 
dienenden Mannschaften. 

Beim Generalinspekteur der Bundeswehr ist der Be- 
auftragte für Erziehung und Bildung eingesetzt wor- 
den. Nach der Regelung des Erlasses vom 31. Juli 
1970 und der Dienstanweisung vom 3. November 
1970 hat er den. Auftrag, die Beachtung der Grund- 
sätze und Richtlinien für die Innere Führung, Erzie- 
hung und Bildung in den Streitkräften zu beobach- 
ten. 
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W ehrger echtigkeit 

(Antwort auf die Frage 2 der Fraktionen der SPD, 
FDP und auf die Fragen B. 3 und 4 der Fraktion der 
CDU/CSU) 

Im Weißbuch 1970 hatte die Bundesregierung er- 
klärt, die Wehrstruktur könne nicht als vorgegeben 
und unabänderlich angesehen werden. Sie beauf- 
tragte eine von ihr berufene Kommission, in einem 
ersten Gutachten Möglichkeiten größerer Wehrge- 
rechtigkeit zu untersuchen und in einem zweiten 
Gutachten Vorschläge für eine Wehrstruktur der 
achtziger Jahre zu erarbeiten. 

Die Kommission hat der Bundesregierung Anfang 
Februar 1971 den Bericht mit Vorschlägen zur Durch- 
setzung größerer Wehrgerechtigkeit vorgelegt 
(Drucksache VI/1815). 

Der Vorschlag der Kommission, mit dem zusätz- 
liche finanzielle Anforderungen verbunden sind, be- 
steht aus fünf Hauptelementen: 

(1) Alle wehrdienstfähigen Wehrpflichtigen — 
etwa 75 statt bisher 60 von hundert eines jeden 
Erfassungsjahrgangs — sollen zur Bundeswehr oder 
zu einem vergleichbaren Dienst herangezogen wer- 
den. 

(2) Der Grundwehrdienst soll auf 16 Monate ver- 
kürzt werden. 

(3) Wehrpflichtige sollen nach dem Grundwehr- 
dienst zwei Monate in einer neu zu schaffenden 
Verfügungsbereitschaft stehen, ehe sie den Status 
eines Reservisten erhalten. 

(4) Die materielle Entschädigung für den Wehr- 
dienst soll verbessert werden. 

(5) Um den Kampfwert zu erhalten, sollen die 
Tagesdienststärken in den Verbänden verbessert, 
der Anteil der längerdienenden Freiwilligen gestei- 
gert, die Ausbildung gestrafft und rationalisiert 
werden. Die Reservisten sollen wirksamer einge- 
setzt werden. 

Die Bundesregierung prüft die Vorschläge der 
Kommission und wird in Verbindung mit der Ver- 
öffentlichung des nächsten Verteidigungsweißbudis 
ihre Entscheidungen treffen. 

Truppenfürsorge 

(Antwort auf die Frage 1 der Fraktionen der SPD, 
FDP und auf die Frage B. 7 der Fraktion der CDU/ 
CSU) 

Im Interesse der Truppenfürsorge wird die Infra- 
struktur für Unterkünfte und andere Einrichtungen 
verbessert. In der Mittelfristigen Finanzplanung für 
die Jahre 1970 bis 1974 sind bisher für entspre- 
chende Maßnahmen 580 Millionen DM vorgesehen. 
Im mittelfristigen Liegenschafts- und Bauprogramm 
des Bundesministeriums der Verteidigung (1971 bis 
1975) sind rund 900 Millionen DM eingeplant wor- 
den. Der Bau von Soldatenheimen — mit Hilfe von 
Trägergesellschaften — , Unteroffizier- und Offizier- 
heimen soll besonders gefördert werden. Darüber 


hinaus werden mehr Sportanlagen und andere Be- 
treuungseinrichtungen gebaut. Neue Kasernen sind 
langfristig vorgesehen. 

Führung 

(Antwort auf die Frage 3 der Fraktionen der SPD, 
FDP) 

Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 eine organisatorische 
Straffung der militärischen Führungsstäbe und im 
Rüstungsbereich angekündigt. 

Nach dem Organisationserlaß des Bundesministers 
der Verteidigung vom 21. März 1970 ist der Gene- 
ralinspekteur der Bundeswehr dem Minister als dem 
Inhaber ider Befehls- und Kommandogewalt für Ent- 
wicklung und Realisierung einer Gesamtkonzeption 
der militärischen Verteidigung auf der Grundlage 
der politischen Zielsetzungen und Entscheidungen 
verantwortlich. 

Der Stellvertreter des Generalinspekteurs, die In- 
spekteure der Teilstreitkräfte und der Inspekteur 
des Sanitäts- und Gesundheitswesens sind jetzt 
truppendienstliche Vorgesetzte mit Disziplinarge- 
walt. Dies stärkt sichtbar das personale Element in 
der militärischen Führung. Zugleich erhalten die 
Inspekteure mehr Verantwortung für die ihnen un- 
terstellten Streitkräfte. 

Die Inspekteure und ihre Stäbe bleiben Teile des 
Ministeriums. Als ministerielle Abteilungsleiter 
wirken sie verantwortlich an der Entwicklung des 
militärischen Gesamtkonzepts mit. Das erleichtert 
dem Minister die Führung der Streitkräfte. 

Die Führungsstäbe der Streitkräfte wurden nach 
international üblichen militärischen Führungsgrund- 
sätzen umgegliedert. Sie sind der Struktur der 
NATO-Kommandobehörden iangeglichen. 

Im Rüstungsbereich gibt es jetzt neue Organisa- 
tionsstrukturen und Verfahrensregeln. Der Erlaß 
des Bundesministers der Verteidigung vom 28. Ja- 
nuar 1971 zur Neuordnung des Rüstungsbereichs 
nutzt die Erfahrungen und Erkenntnisse der Wirt- 
schaft und des Managements im In- und Ausland. 
Seine wesentlichen Elemente sind: 

(1) Die bisherigen Abteilungen Wehrtechnik und 
Verteidigungs Wirtschaft im Bundesministerium der 
Verteidigung werden zu einer einheitlichen Rü- 
stungsabteilung zusammengefaßt. Ihre Aufgaben 
konzentrieren sich vornehmlich auf Planung, Len- 
kung und Kontrolle. 

(2) Das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf- 
fung übernimmt Aufgaben, die bis dahin im Mini- 
sterium wahrgenommen wurden. Das erfordert seine 
Umgliederung. Eine Projektabteilung wird einge- 
richtet. 

(3) Neue Rahmenbestimmungen ordnen das Ver- 
fahren für Entwicklung und Beschaffung von Wehr- 
material. Sie regeln besonders den Prozeß der Ent- 
stehung von Waffensystemen — von der Planung 
bis zur Einführung in die Truppe. Das neue Verfah- 
ren hat die Vorteile, daß Risiken vermindert wer- 
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den und die Streitkräfte als Bedarfsträger stärker 
mitbestimmen. Für Entwicklung und Beschaffung 
werden weniger Zeit erforderlich sein. 

(4) Es ist eine Management-Lösung gefunden 
worden, -die Streitkräfte und Rüstungsbereich zu 
einer funktionellen Arbeitseinheit verbindet. Kern- 
stück dieser Lösung sind Arbeitsgruppen, die von 
Systembeauftragten in den Führungsstäben gesteu- 
ert werden. 

Die Reorganisation wird nach einem Stufenplan ver- 
wirklicht. Der Rüstungsiberelch wird ab 1. Juli 1972 
vollständig nach der neuen Ordnung arbeiten. * 

Die Neuordnung wirft Personalfragen auf. Sie wer- 
den unter Einschaltung der Personalräte -und Beach- 
tung der Fürsorgepflicht gelöst. 

Diese Reformmaßnahmen sollen das Bunidesministe- 
rium der Verteidigung wirkungsvoller machen: 
Straffere Organisation, klarere Verantwortlichkei- 
ten, wirksameres Management im Rüstungsbereich 
und Team-Arbeit auf allen Ebenen sind wichtige 
Bestandteile der Neuordnung im militärischen und 
rüstungswirtschaftlichen Bereich. 

Teamatbeit wird praktiziert vor allem 

— in der Spitze des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung, 

— im Militärischen Führungsrat, 

— in der Leitung der ministeriellen Rüstungsabtei- 
lung wie in der Leitung des Bundesamtes für 
Wehrtechnik und Beschaffung, 

— in der Zusammenarbeit von Führungsstäben und 
Rüstungsabteilung. 


Zweck aller dieser Entscheidungen ist es, die Auf- 
gaben des Ministeriums auf Führung, Lenkung, 
Planung und Kontrolle zu konzentrieren — alle 
anderen Aufgaben müssen von den durchführenden 
Stellen erfüllt werden. 


III. Schlußbemerkung 

Im Vergleich mit den Wehrpflicht- Armeen der übri- 
gen westeuropäischen Bündnispartner liegt die mili- 
tärische Leistungsfähigkeit der Bundeswehr erheb- 
lich über dem Durchschnitt, Dies gilt sowohl für den 
Anteil der Kampftruppen am festgelegten organisa- 
torischen Gesamtumfang, für ihre Bewaffung und 
Beweglichkeit als auch für die militärische Wirksam- 
keit der laufend aufgewandten Haushaltsmittel. Kein 
europäischer NATO-Partner trägt in gleichem Maße 
zur gemeinsamen Abschreckung durch das Bündnis 
bei. Diese Leistung beruht nicht nur auf moderner 
Ausbildung und Organisation sowie auf rationeller 
Verwendung der aufgewandten Haushaltsmittel, 
sondern wesentlich auch auf der andauernden An- 
spannung der Kräfte der Truppen von Heer, Luft- 
waffe und Marine, besonders ihrer Führer und 
Unterführer. Ihnen vornehmlich ist der hohe Grad 
der Einsatzbereitschaft und damit der abschreckungs- 
strategischen Wirksamkeit der Bundeswehr zu dan- 
ken. Ihr Beitrag zum abschreckenden Gegengewicht, 
welches das westliche Bündnis gemeinsam aufrecht- 
erhalten muß, sidiert Freiheit und Frieden und er- 
möglicht damit den andauernden Versuch der Bun- 
desregierung, durch Verhandlungen und Verträge 
den Friedenszustand zur Normalisierung und Ver- 
söhnung mit dem Osten zu nutzen. 
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